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Antrag
der Fraktionen der CDU und BüNDMS 90/DIE GRI]NEN
betreffend Demonstrationsrgcht und Meinungsfreiheit schützen - Gewalt bei

,rBlockupy" verhindern - für den Dialog Yon Demonstranten und Polizei

Der Landtag wolle beschließen:

1. Der Landtag bekräftigt, dass das Grundrecht, friedlich und ohne Waffen zu demonstrie-

ren, ein hohes Gut des demokratischen Rechtsstaates ist. Der Landtag wird sich auch

künftig mit aller Kraft dafür einsetzen, dass die Ausübung dieses Rechts in Hessen ge-

währleistet ist. Der Landtag ruft zu einer friedlichen Protest- und Demonstrationskultur

auf, die geltende Gesetze und die Rechtsgüter Dritter achtet'

Der Landtag ist sich bewusst, dass Teile der Bevölkerung angesichts der Globalisierung,

der Finanz- und Staatsschuldenkrise besorgt sind und diese Sorge auch aus Mitgefühl mit

den von diesen Krisen betroffenen Menschen durch Demonstrationen und Froteste öffent-

lich bekunden wollen.

Der Landtag bekennt sich zur europäischen Einigung als Garant für Frieden, Freiheit und

Zusammenarbeit in Europa. Der l,andtag ist erfreut, dass die hessische Metropole Frank-

furt am Main Sitz bedeutender Institutionen wie der Europäschen Zentralbank (EZB)

oder der Europäischen Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche

Altersversorgung (EIOPA) ist. Bei aller an ihrer Ärbeit geübten Kritik leisten diese Insti-

tutionen einen Beitrag zur Europäischen Integration. Der Landtag ist sich der besonderen

Verantwortung des Landes zum Sshutz dieser europäischen Institutionen bewusst'

Der Landtag fordert von den Teilrchmern der zur Bröffoung des EZB-Neubaus in Frank-

furt am Main angeHindigten Demonsftationen, dass sie die gesellschaftliche Diskussion

um Globalisierung und europäische Einigung friedlich fiihren. Der Landtag appelliert aa

alle Teitnehmer der Demonstrationen, auf Gewalt gegen Personen und Sachen zu verzich-

ten und im Geiste der grundrechtlich geschützten freiheitlichen Demonstrationskultur die

Rechte anderel zu achten.

Der Landtag begrüßt den dialogorientierten deeskalierenden Ansatz der hessischen Polizei

bei der Begleitung der angekündigten Dembnstrationenund zum Schutz des Demonstrati-

onsrechts. Der Iandtag erklärt, dass es im I-nteresse und zum Schutze der Allgemeinheit

nicht zu dulden ist, wenn sich Straf- und Gewalttäter unter dem Deckmantel des De-

nonstrationsrechts verstecken, um t*ib, Leben oder Eigentum anderer zu beschädigen.

Gewalttätern, die das freiheitliche Demonstrationsrecht durch Gewalt gegen andere, ins-

besondere auch gegen Polizistinnen und Polizisien, missbrauchen, mässen verfolgt wer-

den und die Konsequenzen ibrer Straftaten üagen. Der Landtag ruft alle Demonstranten

und die Organisatoren der geplanten Proteste dazu auf, sich klar von Gewaltanwendung

abzugrenzen.

Drucksache Lst 6y'5
IIESSISCHER LAI.{DTAG /{?'oG' 4V( e

?L
C(gr+)

3.

4.

5.



.l4rEl9
6. Der Landtag bekenat sich zur gesetzlichen Aufgabe der Gefahrenabwehftehörden und der

Polizeibehörden, Gefahren fiir die öffentliche Sicherheit und Ordnung abzuwehren. Hier-

zu gehört auch der Schutz vor Gewalt gegen Personen und Sachen, die von Versammlun-

gerroder von'einzelnen aus Versarnmlungen heraus ausgeht. Zur gesetrlichcn Aufgabe

der Polizei gehört auch, Straftater zu verhüten uud, falls es die §ituation erforderlich ma-

chen sollte, für die Verfolgung von Straftaten vorarsorgen. Die Polizei schätzt damit zu-

gleich den friedlichen hotest davor, durch Gewalt weniger S&her diskreditiert zu wer-

den.

Der Landtag begräßt, dass die Hessische Polizei bereits frtihzeitig Dialogangebote unter-

breitet hat und äppelliert an die Organisatoren der geplaüten Blockupy-Proteste in Frank-

furt am Main, auf diese einzugehen. Es liegt im Interesse aller friedlichen Demonstranten

und der Bürgerinnen und Bürger von Fran}firt am Main, dass durch eine umfassende

Abstimmung Missverständnisse uud Konfliktpotentiale frühzeitig ausgeräumt werden, utn

das Recht zu friedlichen Demonstrationen zu sichern.

Der Landkg begräßt, die deeskalierenden Maßnahmen von Polizei und Landesregierung

im Hinblick auf die angeHindigten Demonstrationen zur EZB-Eröffrruug, namentlich

o die frähzeitige Einrichhmg eines Vorbereitungsstabs der Polizei unter Ftihrung

erfahrener Beamter im November 2013,

r die frühzeitige Einladung zum Dialog durch den Polizeipräsidenten Frankfurt am

Main au die Demonstrationsveranstalter im November 2013,

. die Tagung der Ieiter der sogenannten Alarmhundertschaften der hessischen Po-

lizei zum Thema ,,Kommunikation mit Teilnehmerinnen und Teilnehmern von

Demonstrationen" im M.ärtz 2014,

r das pra*fische Deeskalationstraining in Anwesenheit von Innenmini§ter Peter

Beuth, im Mfuzz0l4,

o das wiederholte öffentliche Eiutreten des Innenministers füt friedliche und kom-

munikative Demonstrationskultur und dessen Zusage,die Polizei weide ihre de-

eskalierende und kooperative Rolle fortftihren,

r die transparente Information aller Landtagsfraktionen durch den Innenminister,

der gemeinsam mit der Polizeiführung den Innenausschuss-Obleuten des Land-

tags am 13. Mai 2014 Lagebild und Planungsstand ausffhrlich erläuterte,

r die transparente und erfolgreiche Kommunikationspolitik der Polizei bei größeren

Einsätzen durch soziale Medien.

Der Landtag bittet Landesregierung und Polizei, ifuen konstruktiven Ansatz fortzuftihren

und weiterh]n vielfliltige Diiog- uid Deeskalationsangebote aufrecht zu erlalten, insbe-

sondere

r tiber die notwendigen Anmeldergespräche hinaus den Austausch mit den De-

monstrationsanmeldern zu §uchen,

r öffentlich den rechtlichen Rahmen und polizeiliche Maßnahmen zum Schutz der

öffentlichen Sicherheit und Ordnung einschließlich des Yersamrnlungsrechts der

Demonstranten zu erläutern,

. zum Schutz friedtichcr Demonstranten und unbeteiligter Bürger vor Störern und

Straftätern kommunikative Maßnahmen, Rolle und Aufgabe der Polizei bereits

im Vorfeld der Demonstrationen öffentlich zu erläutern,
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r Polizei-Schuluogsra8nahmenzur Dmskalationbei Demonstrationenweiter an

intensivierenrmd insbesondere die eingeseEten Kräfre in Kommrnikationstrai-
ni4ge vorzubereiten,

r die tsinfiftruag individualbierbarer Dicnshummem ffr Polizeibeamte im g+
schlosseoen Einsatz dglichst bis zum Termin er Eröeuqgpfeier d€r EZB in
Frankfurt am Main umzurJzen, wobei Gründlichkcit vor Geschwindigkeit geht
nnd die Reohte der Polizelbeamtinnen und -haatenan wahen sind.
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